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A PRÜFUNGSAUFTRAG 

Der Landesvorstand des Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklenburg-Vor-

pommern e. V., Rostock, (folgend „Verein“ oder „ASB LV M-V“) hat uns aufgrund des 

Beschlusses vom 30. Januar 2024 beauftragt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2023 unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht zu prüfen. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die  

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Dieser Prüfungsbericht wurde nach den Grundsätzen des IDW PS 450 erstellt. Er richtet 

sich an das geprüfte Unternehmen. 

Maßgebend für die Auftragsdurchführung – auch im Verhältnis zu Dritten – sind die als 

Anlage 7 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017. Soweit in den für 

den Auftrag geltenden gesetzlichen Vorschriften eine Haftungshöchstsumme nicht fest-

gelegt ist, bestimmt sich diese nach Nr. 9 der vorbezeichneten Auftragsbedingungen. Im 

Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 dieser Auftragsbedingungen maßge-

bend. 

 

B STELLUNGNAHME ZUR LAGEBEURTEILUNG DURCH DEN 
LANDESVORSTAND 

Der Landesvorstand des Vereins beurteilt die Lage des Vereins und die voraussichtliche 

Entwicklung im Jahresabschluss und im Lagebericht in zusammengefasster Form wie 

folgt: 

• Der Verein erzielte im Berichtsjahr einen Jahresüberschuss von 677 TEUR  

(Vj.: 1.127 TEUR).  

 

• Der Anstieg der Erträge aus allgemeinen stationären Pflegeleistungen ist im We-

sentlichen darauf zurückzuführen, dass der Verein mit Wirkung zum 1. Januar 

2023 den Betrieb des Pflegeheimes „Am Weinberg“ übernommen hat. 

 

• Die Belegungssituation im Bereich der Mutter-Kind-Kuren war im Berichtsjahr 

durchgehend gut. 

 

• Das wirtschaftliche Eigenkapital zum 31. Dezember 2023 verbesserte sich durch 

den Jahresüberschuss um 556 TEUR auf 11.018 TEUR (Vj.: 10.462 TEUR). 
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• Die Finanzlage des Vereins war jederzeit geordnet. 

• Dem größer werdenden Fachkräftemangel wirkt der Verein durch die Ausbildung 

ausländischer junger Menschen entgegen. 

• Bestandsgefährdende Risiken sind derzeit gegenwärtig nicht ersichtlich. 

Die Beurteilung der Lage des Vereins und seiner voraussichtlichen Entwicklung durch 

den Landesvorstand im Lagebericht halten wir für zutreffend. 

 

C GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

I Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung und der nach den deutschen han-

delsrechtlichen Vorschriften aufgestellte Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Ge-

winn- und Verlustrechnung sowie Anhang – und Lagebericht des Vereins. 

Weitere Rechnungslegungsbestimmungen aus der Satzung ergeben sich nicht. 

Die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten internen Kontrollen und die uns gegen-

über gemachten Angaben liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter. Un-

sere Aufgabe ist es, die uns zur Verfügung gestellten Unterlagen und die gemachten 

Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Die Abschlussprüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, 

ob der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaft-

lichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden kann. 

II Art und Umfang der Prüfung 

Bei der Durchführung der Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 317 ff. HGB und die 

vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfungen 

beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung risikoorientiert ohne spezielle Ausrichtung 

auf eine Unterschlagungsprüfung so geplant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und 

Verstöße, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

den Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-

chender Sicherheit erkannt werden. 
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Die Grundlage unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes ist die Erarbeitung einer  

Prüfungsstrategie. Die hierzu notwendige Risikoanalyse basiert auf der Einschätzung 

der Lage, der Geschäftsrisiken und des Umfeldes sowie des rechnungslegungsbezoge-

nen internen Kontrollsystems des Unternehmens. Die hieraus gewonnenen Erkennt-

nisse haben wir bei der Planung unserer Prüfungshandlungen berücksichtigt. Im unter-

nehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prüfung, 

Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den 

Einsatz von Mitarbeitern – unter Beachtung der Grundsätze der Wesentlichkeit und der 

Risikoorientierung – festgelegt.  

Im Rahmen der Prüfungsstrategie wurden folgende Prüfungsschwerpunkte gesetzt: 

• Nachweis und Bewertung des Anlagevermögens 

• Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen 

• Periodenabgrenzung in der Umsatzrealisierung 

• Vollständigkeit der Angaben im Anhang 

• Plausibilität der prognostischen Angaben im Lagebericht 

Weiterhin haben wir folgende Standardprüfungshandlungen vorgenommen: 

• Auswertung der Bestätigungsschreiben von Kreditinstituten 

Aussagebezogene Prüfungshandlungen (analytische Prüfungshandlungen und Einzel-

fallprüfungen) wurden überwiegend in Stichproben durchgeführt. Die Auswahl der Stich-

proben erfolgte nach berufsüblichen Grundsätzen. 

Im Rahmen unserer Prüfung des Lageberichts haben wir geprüft, ob der Lagebericht in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prüfung  

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht 

und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt. Weiter-

hin haben wir geprüft, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung des Un-

ternehmens zutreffend dargestellt sind. 

Wir haben die Prüfung im Monat Mai 2024 durchgeführt und am 30. Mai 2024 abge-

schlossen.  
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Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erteilt worden. Der Landes-

vorstand hat uns die Vollständigkeit dieser Aufklärungen und Nachweise sowie der 

Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichts schriftlich bestätigt. 

 

D FESTSTELLUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

I.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Organisation der Buchführung, das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsys-

tem, der Datenfluss und das Belegwesen ermöglichen die vollständige, zeitgerechte und 

geordnete Erfassung und Buchung der Geschäftsvorfälle. Die Buchführung und die wei-

teren geprüften Unterlagen sind nach unseren Feststellungen ordnungsgemäß und ent-

sprechen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften.  

I.2 Vorjahresabschluss 

Der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 wurde mit Beschluss vom 12. Septem-

ber 2023 in der Vorstandssitzung festgestellt. Dem Geschäftsführer wurde Entlastung 

erteilt. 

I.3 Jahresabschluss 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte freiwillig entsprechend den Bestimmun-

gen der Satzung unter Anwendung der handelsrechtlichen Vorschriften für mittelgroße 

Kapitalgesellschaften. 

Der Jahresabschluss wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren  

geprüften Unterlagen entwickelt. Die gesetzlichen Vorschriften zur Gliederung, Bilanzie-

rung und Bewertung sowie zum Anhang wurden in allen wesentlichen Belangen beach-

tet.  

Die Inanspruchnahme der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist nach unserer pflicht- 

gemäßen Beurteilung zu Recht erfolgt.  

Den für die Teilbereiche der stationären und ambulanten Pflege zu erstellenden Jahres-

abschluss nach PBV hat der Verein erstellt. 
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I.4 Lagebericht 

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften 

(§ 289 HGB). 

II Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

II.1 Wesentliche Bewertungsgrundlagen  

Die Bilanzierung und Bewertung der Vermögensgegenständen und Schulden entspre-

chen den gesetzlichen Vorschriften und sind Anhang dargestellt (vgl. Anlage 3). 

II.2 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss vermittelt nach unserer Beurteilung insgesamt unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins. 
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E DARSTELLUNG DER WIRTSCHAFTLICHEN VERHÄLTNISSE 

I Vermögenslage 

Die Vermögenslage des Vereins wird anhand der nachfolgend wiedergegebenen  

Zusammenfassung der einzelnen Bilanzposten nach betriebswirtschaftlichen Gesichts-

punkten dargestellt und kommentiert. Forderungen und Verbindlichkeiten mit einer Rest-

laufzeit von mehr als einem Jahr sind als langfristig behandelt. 

Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Vermögen

Immaterielle

Vermögensgegenstände 0 0,0 1 0,0 -1

Sachanlagen 19.792 82,0 19.131 82,9 661

Finanzanlagen 182 0,8 194 0,8 -12

Langfristiges Vermögen (1) 19.974 82,8 19.326 83,7 648

Vorräte 277 1,1 101 0,4 176

Forderungen aus Lieferungen und

Leistungen (2) 1.077 4,5 703 3,0 374

Forderungen gegen den ASB BV 0 0,0 29 0,1 -29

Übrige kurzfristige Aktiva 298 1,2 203 0,9 95

Liquide Mittel 2.523 10,4 2.719 11,9 -196

Kurzfristiges Vermögen 4.175 17,2 3.755 16,3 420

24.149 100,0 23.081 100,0 1.068

Kapital

Vereinskapital 98 0,4 98 0,4 0

Gewinnrücklagen 8.239 34,1 7.563 32,8 676

Bilanzgewinn 0 0,0 0 0,0 0

Sonderposten 2.681 11,1 2.801 12,1 -120

Wirtschaftliches Eigenkapital 11.018 45,6 10.462 45,3 556

Bankverbindlichkeiten 9.702 40,2 9.542 41,3 160

Langfristige Verbindlichkeiten 761 3,2 825 3,6 -64

Langfristiges Fremdkapital 10.463 43,4 10.367 44,9 96

Kurzfristige Rückstellungen (3) 414 1,7 798 3,5 -384

Bankverbindlichkeiten 990 4,1 946 4,1 44

Erhaltene Anzahlungen 39 0,2 11 0,0 28

Lieferantenverbindlichkeiten 390 1,6 347 1,5 43

Verbindlichkeiten gegen den ASB BV 64 0,3 64 0,3 0

Übrige kurzfristige Passiva (4) 771 3,1 86 0,4 685

Kurzfristiges Fremdkapital 2.668 11,0 2.252 9,8 416

24.149 100,0 23.081 100,0 1.068

31.12.2023 31.12.2022
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Zu (1) Die Zusammensetzung und die Entwicklung des langfristigen Vermögens in 

der Zeit vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 ist in der Anlage 3 

summarisch dargestellt.  

 Mit Notarvertrag vom 1. Juni 2022 hat der Verein ein bebautes Grundstück in der 

Krückmannstraße 4-5 in Güstrow für 1.150.000 EUR erworben, davon entfallen 

61.560 EUR auf den Grund und Boden und 1.088.440 EUR auf das Gebäude. 

Die Übergabe an den Verein erfolgte am 30. September 2023. Es wurde auf der 

Basis eines Mietvertrages dem Verkäufer weiter zur Verfügung gestellt, da der 

Ersatzbau des Verkäufers noch nicht fertiggestellt war. 

Der Verein hat den Grund und Boden und das Gebäude zuzüglich Nebenkosten 

im Berichtsjahr entsprechend aktiviert. Die Finanzierung erfolgte mit Fremd- und 

Eigenmitteln. Der Verein hat im Berichtsjahr ein Darlehen in Höhe von 1.150.000 

EUR bei der DKB Bank aufgenommen. Das Grundstück sollte genutzt werden 

zur Vervollständigung des Pflegeangebotes im Pflegezentrum Güstrow durch 

eine Tagespflege mit 20 Plätzen und 6 Wohnungen für betreutes Wohnen.  

Ende 2023 zeichnete sich ab, dass die ASB KJH gGmbH das Objekt zur Erfüllung 

eines Angebotes für stationäre Mutter Kind Betreuung gerne anmieten möchte. 

Eine Entscheidung dazu wird final im Jahr 2024 und mit Beendigung des Miet-

vertrages mit dem Verkäufer erfolgen. 

 Mit Eintragung ins Handelsregister vom 4. April 2023 erfolgte die Änderung der 

Firmierung der Tochtergesellschaft ASB Güstrow Pflege und Betreungs gemein-

nützige GmbH in ASB Zentrum für Bildung und Bevölkerungsschutz gGmbH. Im 

Zuge der Umfirmierung hat der Verein rückwirkend zum 1. Januar 2023 den Be-

trieb des Pflegeheimes „Am Weinberg“ und des ambulanten Dienstes übernom-

men. Im Zuge der Übernahme hat der Verein das Anlagevermögen zu Restbuch-

werten (266 TEUR) im Zusammenhang mit dem Geschäftsbereich ambulante 

und stationäre Pflege erhalten. 

Zu (2) Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betreffen im Wesentlichen 

abgerechnete Pflege- und Kurleistungen. Der Anstieg der Forderungen ist auf die 

Übernahme des Pflegeheimes „Am Weinberg“ und des ambulanten Dienstes zu-

rückzuführen. 
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Zu (3) Die Rückstellungen haben sich im Berichtsjahr folgendermaßen entwickelt: 

Inanspruch-

nahme Auflösung Zuführung 31.12.2023
TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Unterlassene Instandhaltung 507 507 0 0 0

Überstunden 90 90 0 169 169

Urlaubsverpflichtungen 61 61 0 89 89

Berufsgenossenschaft 55 55 0 72 72

Archivierungsrückstellungen 50 0 0 0 50

Prüfung Jahresabschluss 20 13 1 20 26

Aufstellung Jahresabschluss 7 7 0 7 7

Übrige Rückstellungen 8 0 10 3 1

798 733 11 360 414

01.01.2023

 
 

Der Anstieg der Rückstellungen für Urlaub und Überstunden ist im Wesentlichen 

darauf zurückzuführen, dass der Verein aufgrund der Übernahme des Pflegehei-

mes „Am Weinberg“ und des ambulanten Dienstes im Berichtsjahr mehr Mitar-

beiter als im Vorjahr beschäftigt hat. 

 
 
Zu (4) Die sonstigen Verbindlichkeiten setzen sich zusammen aus: 
 

Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Darlehen KJH (a) 500 64,9 0 0 500

Darlehen ASB Zentrum für Bildung und 

Bevölkerungsschutz gGmbH (b) 50 6,5 0 0 50

Lohn- und Kirchenster 104 13,5 72 83,7 32

Kreditorische Debitoren 54 7,0 0 0,0 54

Übrige 63 8,1 14 16,3 49

771 100,0 86 100,0 685

2023 2022

Ist Ist

 
 

Zu (a) Die KJH hat als 100% Tochtergesellschaft des Vereins mit Vertrag vom 

15. Mai 2023 dem Verein ein Darlehen in Höhe von 500 TEUR für die Sanie-

rungsarbeiten des Pflegeheim Lindenhof bis zum 30. Juni 2024 gewährt.  

 

Zu (b) Weiterhin hat der Verein am 25. April 2023 von seiner Tochtergesellschaft der 

ASB Zentrum für Bildung und Bevölkerungsschutz gGmbH ein Darlehen in Höhe 

von 130 TEUR erhalten. Zum Bilanzstichtag hatte das Darlehen einen Saldo von 

50 TEUR. 
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II Finanzlage 

Die Veränderung des Finanzmittelfonds sowie die dafür ursächlichen Mittelbewegungen 

werden anhand der nachfolgenden Kapitalflussrechnung aufgezeigt. 

2023 2022

TEUR TEUR

1.  Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit

Periodenergebnis 677 1.127

Abschreibungen (+)/Zuschreibungen (-) 

auf Gegenstände des Anlagevermögens 1.015 842

Zunahme (+)/Abnahme (-) der Rückstellungen -385 -158

Zunahme (+)/Abnahme (-) der Sonderposten -120 -126

Zunahme (-)/Abnahme (+) der Vorräte, der Forderungen 

aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht 

der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind -616 78

Zunahme (+)/Abnahme (-) der Verbindlichkeiten 

aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht

der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 692 -52

Gewinn (-)/Verlust (+) aus dem Abgang von Gegenständen

des Anlagevermögens -1 0

Zinsaufwendungen (+)/Zinserträge (-) 241 253

Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 1.503 1.964

2.  Cashflow aus der Investitionstätigkeit

Einzahlungen (+) aus Abgängen von Gegenständen 

des immateriellen Anlagevermögens 5 1

Auszahlungen (-) für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen 0 -9

Auszahlungen (-) für Investitionen in das Sachanlagevermögen -1.679 -1.150
Einzahlungen (-) aus Abgängen von Gegenständen

des Finanzanlagevermögens 12 75

Erhaltene Zinsen (+) 3 0

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -1.659 -1.083

3.  Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit

Einzahlungen (+) aus der Aufnahme von (Finanz-) Krediten 1.150 0

Auszahlungen (-) aus der Tilgung von (Finanz-) Krediten -946 -929Auszahlungen (-) aus außerordentlichen Posten

Gezahlte Zinsen (-) -244 -253

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -40 -1.182

4. Finanzmittelfonds am Ende der Periode

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds (Zwischensummen 1 - 3) -196 -301

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 2.719 3.020

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 2.523 2.719

 
 

In dem Finanzmittelfonds sind die liquiden Mittel dargestellt. 
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III Ertragslage 

Nachstehend geben wir eine Übersicht über die verschiedenen Ertrags- und Aufwands-

arten, die wir in zusammengefasster Form und im Vergleich mit dem Vorjahr darstellen.  

Dabei haben wir die verschiedenen Erträge und Aufwendungen jeweils in ein prozentu-

ales Verhältnis zu den betrieblichen Erträgen gesetzt.  

Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Umsatzerlöse

Pflegeheime (1) 11.230 49,3 6.891 39,7 4.339

Ambulante Pflegeleistungen (2) 705 3,1 0 0,0 705

Mutter-Kind-Therapiezentren (3) 8.027 35,2 4.621 26,6 3.406

Flüchtlingshilfe (3) 0 0,0 3.166 18,3 -3.166

Übrige 530 2,3 801 4,6 -271

Zuweisungen und Zuschüsse 433 1,9 403 2,3 30

Bestandsveränderung 167 0,7 55 0,3 112

Übrige Erträge (4) 1.683 7,5 1.406 8,2 277

Betriebliche Erträge 22.775 100,0 17.343 100,0 5.432

Personalaufwand (5) -15.232 -66,9 -10.374 -59,8 -4.858

Materialaufwand (6) -3.170 -13,9 -2.996 -17,3 -174

Aufwendungen für 

zentrale Dienstleistungen (7) -176 -0,8 -413 -2,4 237

Mieten,Pacht,Leasing -657 -2,9 -573 -3,3 -84

Abschreibungen -1.015 -4,5 -842 -4,9 -173

Instandhaltung und Instandsetzung (8) -1.129 -5,0 -490 -2,8 -639

Sonstiger Betriebsaufwand -531 -2,3 -274 -1,6 -257

Betrieblicher Aufwand -21.910 -96,3 -15.962 -92,1 -5.948

Betriebsergebnis 865 3,7 1.381 7,9 -516

Beteiligungs-

und Finanzergebnis -241 -253 12

Neutrales Ergebnis (9) 53 -1 54

Jahresergebnis 677 1.127 -450

2023 2022

Eingabe des Aufwands mit negativem Vorzeichen

Steuerung

%-Zahlen ohne Vorzeichen

Vorzeichen Veränderung in % wie Veränderung absolut

 
 

Zu (1) Die Erträge aus allgemeinen stationären Pflegeleistungen der Altenpflege-

heime sind abhängig von der Auslastung und der Struktur der Belegung in den 

verschiedenen Pflegestufen sowie den verhandelten Pflegesätzen.  

Der Anstieg der Erträge ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass der 

Verein mit Wirkung zum 1 Januar 2023 den Betrieb des Pflegeheimes „Am Wein-

berg“ übernommen hat. Weiterhin haben sich die Pflegesätze im Berichtsjahr er-

höht und es gab bei der Belegung Verschiebungen in höhere Pflegegrade. 
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Die Umsatzerlöse setzen sich zusammen aus: 

Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Stationäre Pflege

Pflegegrad 2 768 6,8 407 5,9 361

Pflegegrad 3 2.816 25,1 1.684 24,4 1.132

Pflegegrad 4 2.443 21,8 1.612 23,4 831

Pflegegrad 5 1.361 12,1 667 9,7 694

7.388 65,8 4.370 63,4 3.018

Unterkunft und Verpflegung 1.943 17,3 1.217 17,7 726

Erträge aus Investitionskosten 885 7,9 613 8,9 272

Betreuugsleistungen nach § 87 b SGB XI 570 5,1 323 4,7 247

Vergütungszuschläge nach § 132g SGB V 25 0,2 18 0,3 7

Leistungen nach § 8 Abs.6 SGB XI 59 0,5 55 0,8 4

Sonderzahlung gemäß § 150c SGB XI 13 0,1 7 0,1 6

Ausgleichszuweisung Pflegeausbildung 265 2,4 145 2,1 120

Übrige 82 0,7 143 2,0 -61

11.230 100,0 6.891 100,0 4.339

2023 Veränderung

Auslastung in Pflegetagen

Pflegeheim Lindenhof 20.740 19.799 941
Pflegeheim an der Beke 32.769 32.988 -219
Pflegeheim am Weinberg 21.520 0 21.520

75.029 52.787 22.242

Auslastung in %

Pflegeheim Lindenhof 94,70 90,41 4,29
Pflegeheim an der Beke 97,59 98,24 -0,65
Pflegeheim Am Weinberg 96,65 0,00 96,65

2022

2023 2022
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Zu (2) Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 hat der Verein den Betrieb „Mobiler Beratungs- 

und Umsorgungsdienst (MBU) übernommen.  

 

Zu (3) Der Anstieg der Erträge der Mutter-Kind-Therapiezentren ist im Wesentlichen 

darauf zurückzuführen, dass der Verein im Berichtsjahr wieder ganzjährig in der 

Einrichtung Meeresbrise die Mutter-Kind- Kuren durchgeführt hat.  

 Im Vorjahr hatte der Verein das Therapiezentrum Meeresbrise in der Zeit vom    

1. April 2022 bis zum 31. Dezember 2022 als vorübergehende Unterbringung von 

bis zu 218 Kriegsflüchtigen zur Verfügung gestellt.  

 Das Therapiezentrum Heidesanatorium war im Berichtsjahr wie auch im Vorjahr 

ganzjährig geöffnet. 

Zu (4) Die übrigen Erträge setzen sich zusammen aus: 
 

Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Erstattungen Corona Ausgleichszahlungen,

Corona Tests und Durchführung 70 4,2 466 33,1 -396

Spenden 336 20,0 314 22,3 22

Erträge aus öffentlicher und nicht-öffentlicher

Förderung von Investitionen 0 0,0 10 0,7 -10

Erträge aus der Auflösung 

Sonderposten 120 7,1 126 9,0 -6

Erstattungen Ausbildungsfinanzierung 621 36,9 176 12,5 445

Erstattungen Aufwendungsausgleich 170 10,1 124 8,8 46

Erstattungen Corona-Prämie Mitarbeiter 0 0,0 65 4,6 -65

Erträge aus der Auflösung 

Rückstellungen 11 0,7 0 0,0 11

Übernahme Sachanlagevernögen ASB 

Güstrow Pflege und Betreungs gemeinnützige 

GmbH 266 15,8 0 0,0 266

Übrige 89 5,2 125 9,0 -36
1.683 100,0 1.406 100,0 277

2023 2022

Ist Ist

 
 

Zu (5)  Die Personalaufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr um 4.858 TEUR  

gestiegen. Dieses ist im Wesentlichen auf die Übernahme der Mitarbeiter des 

Pflegeheimes „Am Weinberg“ und des Mobiler Beratungs- und Umsorgungs-

dienst (MBU) zurückzuführen. Im Berichtsjahr waren durchschnittlich 379 Mitar-

beiter (Vorjahr 260 Mitarbeiter) beschäftigt. Weiterhin gab es im Berichtsjahr 

Lohn- und Gehaltssteigerungen. 
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Zu (6) Unter dem Materialaufwand werden insbesondere Aufwendungen für Lebens-

mittel (1.078 TEUR), Wasser, Energie, Heizung (594 TEUR), sowie Wirtschafts- 

und Verwaltungsbedarf (566 TEUR) ausgewiesen. 

Zu (7) Der Rückgang der Aufwendungen für zentrale Dienstleistungen ist im  

Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass im Vorjahr aufgrund der Corona Pan-

demie mehr medizinischer Bedarf benötigt, wurde als im Berichtsjahr. 

Zu (8) Der Anstieg der Aufwendungen für Instandhaltungen ist im Wesentlichen auf 

den Umbau und auf die Sanierung des Pflegeheim Lindenhof zurückzuführen. 

Zu (9) Das neutrale Ergebnis setzt sich wie folgt zusammen: 

Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Versicherungsentschädigungen 11 7,9 34 60,7 -23

Gewinne aus Anlageabgängen 1 0,7 1 1,8 0

Periodenfremde Erträge 128 91,4 21 37,5 107

Übrige 0 0,0 0 0,0 0

Neutrale Erträge 140 100,0 56 100,0 84

Abschreibungen auf Forderungen -7 -5,0 -4 -7,1 -3

Sonstige periodenfremde Aufwendungen -80 -57,1 -53 -94,6 -27

Verluste aus Anlagenabgängen 0 0,0 0 0,0 0

Neutrale Aufwendungen -87 -62,1 -57 -101,7 -30

Neutrales Ergebnis 53 37,9 -1 -1,7 54

2023 2022
Eingabe des Aufwands mit negativem Vorzeichen

Steuerung

%-Zahlen ohne Vorzeichen

Vorzeichen Veränderung in % wie Veränderung absolut
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F WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKES  

Den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk haben wir wie folgt erteilt:  

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An den Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., 
Rostock 

Prüfungsurteile  

Wir haben den Jahresabschluss des Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklen-

burg-Vorpommern e. V., Rostock, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 

und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 

zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-

richt des Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., 

Rostock für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.  

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

● entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens- und Finanzlage des Vereins zum 31. Dezember 2023 sowie seiner Ertrags-

lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und 

● vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

des Vereins. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 

stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Un-

ternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den La-

gebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

des Vereins vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-

nen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahres-

abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-

teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-

aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche      

oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Vereins vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 

die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-

schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-

weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Vereins vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-

resabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-

tet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-

sche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-

den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

● identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 

werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche fal-

sche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zu-

sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

● gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-

vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 

Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieses Systems des Vereins abzugeben. 

● beurteilen wir die Angemessenheit der von der Geschäftsführung angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden An-

gaben. 

● ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Vereins zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 

auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 

dazu führen, dass der Verein seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 

kann. 
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● beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Vereins vermittelt. 

● beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Vereins. 

● führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den  

zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 

bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der  

zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 

dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-

chen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-

fung feststellen.“ 
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ASB Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., Rostock

Bilanz zum 31. Dezember 2023

A K T I V A

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte
und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten
und Werten 43,85 571,85

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
mit Betriebsbauten einschließlich der
Betriebsbauten auf fremden Grundstücken 18.090.969,25 17.537.886,14

2. Technische Anlagen 440.923,00 491.230,00

3. Einrichtungen und Ausstattungen ohne
Fahrzeuge 1.097.472,91 903.099,31

4. Fahrzeuge 162.843,51 198.940,51

19.792.208,67 19.131.155,96

III. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 181.711,74 194.083,74

19.973.964,26 19.325.811,55

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 43.973,95 34.559,27

2. Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 233.357,99 66.771,44

277.331,94 101.330,71

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.077.247,90 702.727,58

2. Forderungen gegen den ASB Bundesverband
e.V. 0,00 29.213,08

3. Sonstige Vermögensgegenstände 136.746,68 55.244,37

1.213.994,58 787.185,03

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2.522.672,70 2.719.319,54

4.013.999,22 3.607.835,28

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 161.169,00 147.090,91

24.149.132,48 23.080.737,74
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P A S S I V A

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Vereinskapital 97.779,46 97.779,46

II. Gewinnrücklagen 8.239.288,53 7.562.641,09

III. Bilanzgewinn/-verlust 0,00 0,00

8.337.067,99 7.660.420,55

B. SONDERPOSTEN AUS ZUSCHÜSSEN UND
ZUWEISUNGEN ZUR FINANZIERUNG DES
SACHANLAGEVERMÖGENS

Sonderposten aus öffentlichen Fördermitteln für
Investitionen 2.681.240,36 2.800.772,36

C. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 414.288,39 797.533,74

D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 389.921,05 346.785,86

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 10.692.204,80 10.488.296,74

3. Erhaltene Anzahlungen 38.571,14 10.981,83

4. Verbindlichkeiten gegenüber dem ASB
Bundesverband e.V. 825.059,86 888.832,73

5. Sonstige Verbindlichkeiten 745.514,28 85.865,36

12.691.271,13 11.820.762,52

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 25.264,61 1.248,57

24.149.132,48 23.080.737,74





Anlage 2

  ASB Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., Rostock

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2023

2023 2022
EUR EUR

1. Erträge aus ambulanter, teilstationärer und
vollstationärer Pflege sowie aus Kurzzeitpflege 9.109.146,75 5.061.600,52

2. Erträge aus Unterkunft und Verpflegung 1.943.111,93 1.216.634,17

3. Erträge aus gesonderter Berechnung von
Investitionskosten gegenüber Pflegebedürftigen 884.873,26 613.268,80

3 a. Umsatzerlöse nach § 277 Absatz 1 des
Handelsgesetzbuchs, soweit nicht in den Nummern
1 bis 3 enthalten 8.556.219,02 8.588.241,29

4. Zuweisungen und Zuschüsse zu Betriebskosten 432.790,58 403.001,34

5. Erhöhung des Bestands an fertigen/unfertigen
Erzeugnissen und Leistungen 166.586,55 54.829,06

6. Sonstige betriebliche Erträge 1.703.789,84 1.325.884,08
7. Gesamtleistung 22.796.517,93 17.263.459,26

8. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -11.719.329,50 -7.785.574,71

b) Sozialabgaben, Altersversorgung und sonstige
Aufwendungen -3.512.600,69 -2.588.536,69

-15.231.930,19 -10.374.111,40

9. Materialaufwand

a) Lebensmittel -1.077.948,14 -968.772,19

b) Wirtschaftsbedarf -752.067,98 -857.120,70

c) Wasser, Energie, Brennstoffe -593.890,80 -548.159,65

d) Verwaltungsbedarf -745.882,06 -621.725,24
-3.169.788,98 -2.995.777,78

10. Aufwendungen für zentrale Dienstleistungen -175.994,16 -412.997,84

11. Steuern, Abgaben, Versicherungen -319.973,18 -233.347,20

12. Mieten, Pacht, Leasing -656.886,58 -573.140,54
13. Zwischenergebnis 3.241.944,84 2.674.084,50

14. Erträge aus öffentlicher und nicht-öffentlicher
Förderung von Investitionen 0,00 10.069,80

15. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 119.532,00 125.786,03

16. Abschreibungen

a) Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände und Sachanlagen -1.015.196,67 -841.554,33

b) Abschreibungen auf Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände -7.150,27 -3.971,47

-1.022.346,94 -845.525,80

17. Aufwendungen für Instandhaltung und
Instandsetzung -1.129.344,51 -489.723,53

18. Sonstige betriebliche Aufwendungen -292.506,46 -93.913,30

19. Zinsen und ähnliche Erträge 3.443,61 0,00

20. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -244.075,10 -253.388,98
21. Finanzergebnis -240.631,49 -253.388,98
22. Jahresüberschuss 676.647,44 1.127.388,72

23. Einstellungen in Gewinnrücklagen -676.647,44 -1.127.388,72

24. Bilanzgewinn/-verlust 0,00 0,00
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ANHANG 

für das Geschäftsjahr 2023 

 

I Allgemeine Angaben 

Der Landesverband trägt den Namen "Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Meck-

lenburg-Vorpommern e. V.", abgekürzt ASB LV M-V. Der Sitz befindet sich in Rostock. 

Der Verein ist beim Amtsgericht Rostock im Vereinsregister unter der VR 1055 (seit dem 

12. Juli 1993) eingetragen. 

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2023 wurde nach den Vorschriften der  

Pflegebuchführungsverordnung (§§ 3 ff. PBV) und entsprechend der statuarischen  

Regelungen unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Dritten Buches des HGB für 

mittelgroße Kapitalgesellschaften aufgestellt. 

Der Jahresabschluss besteht aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang. 

Von der Möglichkeit des § 265 Abs. 5 HGB wurde unter Beachtung des 

§ 4 Abs. 1 S. 3 PBV Gebrauch gemacht. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde in Staffelform nach dem Gesamtkostenverfah-

ren aufgestellt. 

Vermögensgegenstände und Schulden werden zum Abschlussstichtag grundsätzlich 

einzeln bewertet.  

Die Wertangaben erfolgten in gerundeten EUR und TEUR. 

 

II Angaben zur Bilanzierung und Bewertung 

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren die nachfolgenden gegenüber dem 

Vorjahr im Wesentlichen unveränderten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden maß-

gebend. 

Die Bilanzierung der Vermögensgegenstände und Schulden erfolgt im Zeitpunkt des 

Übergangs des wirtschaftlichen bzw. rechtlichen Eigentums.  

Aufwendungen und Erträge des Geschäftsjahres sind unabhängig von den Zeitpunkten 

der entsprechenden Zahlungen im Jahresabschluss berücksichtigt.  
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Alle vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Abschlussstichtag entstanden 

sind, werden berücksichtigt. Gewinne werden nur berücksichtigt, wenn sie am  

Abschlussstichtag realisiert sind. 

Vermögengegenstände und Schulden werden zum Abschlussstichtag grundsätzlich ein-

zeln bewertet. Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss anzuwendenden Ansatz- 

und Bewertungsmethoden werden stetig angewendet. 

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgt unter Annahme der Unternehmensfortfüh-

rung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). 

1. Entgeltlich erworbene Immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaf-

fungskosten abzüglich planmäßiger linearer Abschreibungen angesetzt. Dabei wird 

eine Nutzungsdauer von drei bis vier Jahren zugrunde gelegt. 

2. Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzü-

glich aufgelaufener Abschreibungen nach Maßgabe der betriebsgewöhnlichen Nut-

zungsdauer bewertet. Die planmäßigen Abschreibungen auf die Gegenstände des 

Anlagevermögens wurden ausschließlich nach der linearen Methode und mit den-

selben Abschreibungssätzen wie im Vorjahr vorgenommen.  

Es werden folgende Nutzungsdauern zugrunde gelegt: 

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte mit Betriebsbauten einschließlich der  

Betriebsbauten auf fremden Grundstücken:  10 - 50 Jahre  

Einrichtungen und Ausstattungen ohne Fahrzeuge: 3 - 17 Jahre  

Fahrzeuge: 2 -  6 Jahre 

 

3. Abnutzbare Vermögensgegenstände wurden im Jahr der Anschaffung zeitanteilig  

abgeschrieben. Geringwertige Anlagegüter bis zu einem Wert in Höhe von EUR  

(Vj.: 800 EUR) netto wurden im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben und ihr 

Abgang unterstellt. 

4. Zuschüsse zum Erwerb von Gegenständen des Anlagevermögens werden grund-

sätzlich nicht von den Anschaffungskosten der angeschafften Anlagegegenstände 

abgesetzt, sondern passivisch als Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen 

zur Finanzierung des Sachanlagevermögens ausgewiesen.  

Soweit zuschussfinanzierte Gegenstände abgeschrieben werden oder abgehen, 

werden die entsprechenden Sonderposten aufgelöst. 



Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V.  Anlage 3 
 

Rostock  Seite 3 
 
 

5. Finanzanlagen sind mit den Anschaffungskosten angesetzt und bei voraussichtlich 

dauernder Wertminderung mit dem niedrigeren beizulegenden Wert am Abschluss-

stichtag bewertet. 

6. Die Bewertung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe erfolgte zu Anschaffungskosten. 

7. Unfertige Leistungen entstehen durch stichtagsübergreifende Kuren und Zusatzan-

gebote. Sie werden mit den tatsächlichen Kosten unter Berücksichtigung des Nie-

derstwertprinzips bewertet. 

8. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind grundsätzlich zum Nenn-

wert bewertet. Allen risikobehafteten Posten wird durch die Bildung angemessener 

Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen. Uneinbringliche Forderungen wer-

den auf den niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben. 

9. Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten werden jeweils zum 

Nennwert angesetzt. 

10. Rücklagen werden aus zeitnah zu verwendenden Mitteln zweckgebunden für die 

Verwirklichung der satzungsmäßigen Zwecke nach § 58 Nr. 6 AO (zweckgebundene 

Rücklagen) und § 58 Nr. 7 a) AO (freie Rücklage) gebildet. 

11. Erhaltene zweckentsprechend zu verwendende Investitionszuschüsse der öffentli-

chen Hand bzw. von Dritten werden unter dem Sonderposten aus Zuwendungen 

und Zuweisungen zur Finanzierung des Sachanlagevermögens ausgewiesen. Sie 

werden über die Nutzungsdauer der mit diesen Mitteln finanzierten Vermögensge-

genstände ertragswirksam aufgelöst. 

12. Die sonstigen Rückstellungen tragen allen erkennbaren Risiken und ungewissen 

Verbindlichkeiten in ausreichendem Maße Rechnung. Die Bewertung erfolgte je-

weils in Höhe des Erfüllungsbetrags, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-

lung erforderlich ist, um zukünftige Zahlungsverpflichtungen abzudecken. Zukünf-

tige Preis- und Kostensteigerungen wurden berücksichtigt, sofern ausreichende ob-

jektive Hinweise für deren Eintritt vorlagen. 

13. Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag bewertet. 
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III Erläuterungen zur Bilanz 

III.1 Anlagevermögen 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens in der Zeit vom 1. Januar 

2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie die Abschreibungen des laufenden Geschäfts-

jahres und die aufgelaufenen Abschreibungen sind im nachfolgenden Anlagenspiegel 

gesondert dargestellt. 

III.2 Angaben zum Anteilsbesitz 

 

 Beteiligung Beteiligung Eigenkapital Ergebnis 

   31.12.2022 2022 

 % EUR TEUR TEUR 

KJH Rostock 100 56.243,00 6.307 1.204 
 

    
ASB Küstenkinder 
gGmbH     

Dummerstorf 25 100.000,00 756 86 
 

ASB Zentrum für Bildung      
und Bevölkerungsschutz 
gGmbH 

100 25.468,74 628 140 

     

     

     

     
 

Der Verein besitzt Kapitalanteile an Unternehmen, bei denen der Anteilsbesitz der Her-

stellung einer dauernden Verbindung dient.  

Der Verein hält eine Beteiligung in Höhe von 100 % in der gemeinnützigen Gesellschaft 

für Kinder- und Jugendhilfe des Arbeiter-Samariter-Bundes mit beschränkter Haftung 

(KJH) mit Sitz in Rostock.  

Der Verein ist mit 100 % Beteiligung an der ASB Zentrum für Bildung und Bevölkerungs-

schutz gGmbH beteiligt. 

Weiterhin ist der Verein mit 25 % an der ASB Küstenkinder gGmbH beteiligt. Zum Prü-

fungszeitpunkt lag der Jahresabschluss 2022 noch nicht vor, demzufolge handelt es sich 

hierbei um das Eigenkapital und um das Ergebnis zum 31.12.2021. 
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III.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

 
  davon mit einer 
  Restlaufzeit von  
  Gesamtbetrag           mehr als einem Jahr 

  31.12.2023 31.12.2022 31.12.2023 
  TEUR TEUR TEUR 
 1. Forderungen aus Lieferungen 

 und Leistungen 1.077 703 0 

 2. Forderungen gegen den ASB  
 Bundesverband e. V.  0 29 0 

3. Sonstige Vermögensgegenstände    137   55 0 

   1.214 787 0 

 

Die Forderungen in Höhe von 1.214 TEUR sind – wie im Vorjahr - innerhalb eines Jahres 

fällig. Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind im Wesentlichen Forderun-

gen aus Leistungen aus den Pflegeheimen und den Mutter–Kind-Vorsorgeeinrichtungen. 

Die sonstigen Vermögensgegenstände sind im Wesentlichen Forderungen aus Aus-

gleichszahlungen im Zusammenhang mit der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungs-

verordnung. 

III.4 Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen  
zur Finanzierung des Sachanlagevermögens 

  31.12.2023 31.12. 2022 
  TEUR TEUR 

    Sonderposten aus öffentlichen 
Fördermitteln für Investitionen 2.681 2.801 
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III.5 Sonstige Rückstellungen 

  31.12.2023 31.12.2022 
  TEUR TEUR 
  

Instandhaltungsverpflichtungen 0 507 

Personalkosten 257 151 

Berufsgenossenschaft 73 55 

Archivierungskosten 50 50 

Abschluss- und Prüfungskosten  33   27 

Übrige     1    8 

 414 798 

 

III.6 Verbindlichkeiten 

insgesamt davon mit einer Restlaufzeit 

31.12.2023 bis zu mehr als mehr als

1 Jahr 1 Jahr 5 Jahren 

TEUR TEUR TEUR TEUR

Verbindlichkeiten

1.    Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 390 390 0 0

(Vorjahr) 347 347 0 0

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 10.692 990 3.553 6.149

(Vorjahr) 10.488 946 3.654 5.888

3. Verbindlichkeiten gegenüber dem Bundesverband ASB e.V. 825 65 267 493

(Vorjahr) 889 64 263 562

4. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 38 38 0 0

(Vorjahr) 11 11 0 0

5.    Sonstige Verbindlichkeiten; 746 796 0 0

davon aus Steuern: 72 TEUR (Vj: 67 TEUR) (Vorjahr) 86 86 0 0

12.691 2.279 3.820 6.642

(Vorjahr) 11.821 1.454 3.917 6.450

 
 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind vollumfänglich durch Grundschuld-

eintragungen gesichert. 

Die Kredite bei der Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft zur Finanzierung der Mutter- 

Kind-Vorsorgeeinrichtung „Meeresbrise“ in Graal-Müritz haben nach der Umfinanzierung 

eine Laufzeit bis Ende 2026. 

Für die Kredite bei der Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft zur Finanzierung der 

Mutter- Kind-Vorsorgeeinrichtung „Heidesanatorium“ in Graal-Müritz ist eine Zinsbin-

dung bis zum 30. Juni 2024 vereinbart. 
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Für den Kredit bei der Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft zur Finanzierung des 

Neubaus der Geschäftsstelle ist eine Zinsbindung bis zum 30. Juni 2039 vereinbart. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem ASB Bundesverband e. V. sind Darlehensverbind-

lichkeiten und vollumfänglich mit Grundschuldeintragungen und durch Abtretung von 

Mitgliedsbeiträgen gesichert. Der ASB Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. 

hat darüber hinaus seine Geschäftsanteile an der Gemeinnützige Gesellschaft für Kin-

der- und Jugendhilfe des Arbeiter-Samariter- Bundes mbH sicherungshalber an den 

ASB Bundesverband e. V. abgetreten.  

Das wirtschaftliche Eigentum an den Anteilen verbleibt beim Arbeiter-Samariter-Bund 

Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. Zur Besicherung der dem Verein  

gewährten Darlehen des ASB Bundesverbandes e. V. hat die Gemeinnützige Gesell-

schaft für Kinder- und Jugendhilfe des Arbeiter-Samariter-Bundes mit beschränkter Haf-

tung, Rostock, aus ihren liquiden Mitteln eine Festgeldanlage in Höhe von 250 TEUR 

unentgeltlich an den ASB Bundesverband e. V. verpfändet. 

Für den Kredit bei der Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft zur Finanzierung des 

Kaufs des Objektes Krückmannstraße 4-5 in Güstrow ist eine Zinsbindung bis zum 30. 

August 2033 vereinbart. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit 

denen ein Beteiligungsverhältnis besteht in Höhe von 550 TEUR enthalten. 

 

IV Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten periodenfremde Erträge in Höhe von       

128 TEUR (Vj. 21 TEUR). 

In den Personalaufwendungen sind Aufwendungen für Altersvorsorge in Höhe von      

154 TEUR (Vj: 123 TEUR) enthalten. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten periodenfremde Aufwendungen für 

nachlaufende Abrechnungen in Höhe von 80 TEUR (Vj. 53 TEUR). 
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V Sonstige Angaben 

V.1 Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen bestanden zum 31. Dezember 2023 in folgender 

Höhe: 

 

 2023 2022  

 TEUR TEUR 

Miete 468 455 

Pacht 9 9 

Fahrzeugleasing 117 67 

Leasing für Einrichtungen 20 12 

Leasing für Berufskleidung 39 27 

Miete f. Einrichtungen     4     3 

 657 573 

 

Für das Pflegeheim Schwaan besteht eine jährliche Mietverpflichtung gegenüber der 

Luserke Vermögensverwaltung GmbH von 434 TEUR bis zum Jahr 2036.  

V.2 Nicht zu marktüblichen Bedingungen zustande gekommene Geschäfte mit  
nahestehenden Personen 

Zur Finanzierung des Erwerbs eines Krankentransportwagens für das Projekt „Wün-

schewagen“ wurden dem ASB Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. durch 

den ASB Bundesverband e. V. ein zinsloses Darlehen sowie ein nicht rückzahlbarer  

Zuschuss in Höhe von jeweils 50 TEUR gewährt. Das Darlehen wurde mit einer jährli-

chen Tilgungsrate von 5 TEUR über eine Laufzeit von zehn Jahren bis zum 1. Dezember 

2026 vereinbart. Zu Geschäften mit dem Tochterunternehmen Gemeinnützige Gesell-

schaft für Kinder- und Jugendhilfe des Arbeiter-Samariter-Bundes mit beschränkter Haf-

tung, Rostock, verweisen wir auf unsere Erläuterungen zu den Verbindlichkeiten.  
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V.3 Organe des Vereins 

Landesvorstand 

 

Dem Landesvorstand des ASB-Landesverband M-V e. V. gehören im Berichtsjahr an: 

Name Beruf Vorstandsposition 

Sebastian Schnabel Rechtsanwalt Landesvorsitzender 

Ina-Maria Ulbrich Staatssekretärin stellv. Landesvorsitzende 

Cora Hauptvogel Personalreferentin Landesjugendleiterin 
   
Wiebke Wegner Geschäftsführerin Vorstandsmitglied 
 
Alexander Gries Dipl. Pflegewirt (FH) Vorstandsmitglied 

 

V.4 Landesgeschäftsführung (Besondere Vertreter nach § 30 BGB) 

Herr Mathias Wähner, Rechtsanwalt  

Die Angaben über die Bezüge der Geschäftsführung unterbleiben unter Hinweis auf 

§ 286 Abs. 4 HGB. Der Vorstand hat in 2023 Sitzungsgelder von insgesamt 8.265,99 

EUR (Vorjahr: 5.944 EUR) erhalten.  

V.5 Personal 

Die durchschnittliche Personalbesetzung des ASB Landesverband Mecklenburg-Vor-

pommern e. V. beträgt 379 Mitarbeiter (Vorjahr: 260). 

V.6 Nachtragsbericht 

Es sind keine Vorgänge nach Abschluss des Geschäftsjahres 2023 von besonderer Be-

deutung eingetreten. 

  









 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagennachweis 
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ASB Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., Rostock

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2023

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN

1. Jan. 2023 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31. Dez. 2023
EUR EUR EUR EUR EUR

I. IMMATERIELLE
VERMÖGENSGEGENSTÄNDE

Entgeltlich erworbene
Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten
und Werten 367.561,36 463,00 0,00 0,00 368.024,36

367.561,36 463,00 0,00 0,00 368.024,36

II. SACHANLAGEN
1. Grundstücke und

grundstücksgleiche Rechte mit
Betriebsbauten einschließlich der
Betriebsbauten auf fremden
Grundstücken 25.678.657,24 1.151.286,04 0,00 0,00 26.829.943,28

2. Technische Anlagen 496.322,47 0,00 0,00 0,00 496.322,47
3. Einrichtungen und Ausstattungen

ohne Fahrzeuge 3.244.702,01 527.828,34 0,00 10.239,41 3.762.290,94
4. Fahrzeuge 314.055,41 0,00 0,00 0,00 314.055,41

29.733.737,13 1.679.114,38 0,00 10.239,41 31.402.612,10

III. FINANZANLAGEN
Anteile an verbundenen
Unternehmen 194.083,74 0,00 0,00 12.372,00 181.711,74

194.083,74 0,00 0,00 12.372,00 181.711,74

30.295.382,23 1.679.577,38 0,00 22.611,41 31.952.348,20
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KUMULIERTE ABSCHREIBUNGEN NETTOBUCHWERTE

1. Jan. 2023 Zugänge Abgänge 31. Dez. 2023 31. Dez. 2023 31. Dez. 2022
EUR EUR EUR EUR EUR EUR

366.989,51 991,00 0,00 367.980,51 43,85 571,85

366.989,51 991,00 0,00 367.980,51 43,85 571,85

8.140.771,10 598.202,93 0,00 8.738.974,03 18.090.969,25 17.537.886,14
5.092,47 50.307,00 0,00 55.399,47 440.923,00 491.230,00

2.341.602,70 329.598,74 6.383,41 2.664.818,03 1.097.472,91 903.099,31
115.114,90 36.097,00 0,00 151.211,90 162.843,51 198.940,51

10.602.581,17 1.014.205,67 6.383,41 11.610.403,43 19.792.208,67 19.131.155,96

0,00 0,00 0,00 0,00 181.711,74 194.083,74

0,00 0,00 0,00 0,00 181.711,74 194.083,74

10.969.570,68 1.015.196,67 6.383,41 11.978.383,94 19.973.964,26 19.325.811,55
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Arbeiter-Samariter-Bund 
Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. 

 
 

Lagebericht  
für das Geschäftsjahr 2023 

 
 
 
1. Sozialwirtschaftliche Tätigkeit des Landesverbandes und allgemeine Darstel-

lung der Tätigkeitsbereiche 

 

a) Landesverband 

Der Arbeiter-Samariter-Bund, Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. (ASB), 

führt folgende Betriebsbereiche: 

 

Landesgeschäftsstelle 

• Büros der Landesgeschäftsstelle 

 

Stationäre Altenhilfe 

• Pflegeheim „An der Beke“ in Schwaan mit einer Kapazität von 92 Heimbewohner-

plätzen 

• Pflegeheim „Lindenhof“ in Graal-Müritz mit einer Kapazität von 60 Heimbewohner-

plätzen 

• Pflegeheim „Am Weinberg“ in Güstrow mit einer Kapazität von 60 Heimbewohner-

plätzen 

 

Mobiler Beratungs- und Umsorgungsdienst 

• Ambulante Spezialisierte Behandlungspflege  

• Hausnotruf 

 

Mutter/Vater-Kind-Vorsorgeeinrichtungen (früher als „Kur“ bezeichnet) 

• „Mutter-Kind-Therapiezentrum“ (MKTZ) in Graal-Müritz mit den Vorsorgekliniken 

„Heidesanatorium“ (Kapazität für 50 Familien) und „Meeresbrise“ (Kapazität für 

54 Familien) 
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Der Landesverband ist Mitglied beim ASB-Bundesverband e. V. und beim Paritätischen 

Wohlfahrtsverband Landesverband MV e. V.  

 

Verbandsarbeit als ASB Dachverband in MV 

Allgemein besteht die satzungsgemäße Aufgabe des Landesverbandes in der Förde-

rung, Beratung, Koordination, Anleitung und Information zur Unterstützung der regiona-

len Gliederungen des ASB in Mecklenburg-Vorpommern. Der Landesverband unter-

stützt die Arbeit der regionalen Gliederungen des ASB in Mecklenburg-Vorpommern 

durch einen umfassenden Wissenstransfer aus den Gremien des ASB Bundesverband, 

den Kommunen und den Landesministerien. Er vertritt den ASB bei den Fachgremien 

des ASB-Bundesverbandes. Hier insbesondere: Bundesfreiwilligendienst (BFD), Flücht-

lingshilfe, ASB Bildungswerk, ehrenamtliche Mitarbeit, Rettungsdienst und Katastro-

phenschutz (KatSchutz), Erste Hilfe, ambulante und stationäre Altenpflege, Kinder- und 

Jugendhilfe.  

 

Wünschewagen 

Am 23.04.2016 wurde in der Landesausschusssitzung beschlossen, das Projekt „Wün-

schewagen – letzte Wünsche wagen“ als gemeinsames Projekt aller ASB Gliederungen 

in M-V umzusetzen. Der ASB-Bundesverband stellte für die Anschaffung und den Aus-

bau des dafür notwendigen Fahrzeugs ein zinsloses Darlehen in Höhe von 100 TEUR 

zur Verfügung (die Hälfte dieses Darlehens hat der Bundesverband zwischenzeitlich  

erlassen bzw. in eine Zuwendung umgewandelt). Bis zum offiziellen Start des Projektes 

am 08.06.2017 wurden die nötigen Voraussetzungen geschaffen: 

 

• Schulung hauptamtlicher Mitarbeiter/innen durch den ASB-Ruhr e. V. 

• Bestellung, Ausbau/Umbau des Fahrzeugs  

• Akquise erster ehrenamtlicher Helfer/Helferinnen sowie Spender und  

Sponsoren 

• Festlegung Standort des Fahrzeugs etc. 

 

Im Jahr 2023 konnten 176 Wunschanfragen bearbeitet und 127 Wunschfahrten umge-

setzt werden. Im Vorjahr wurde ein zweites Fahrzeug als Ersatzfahrzeug angeschafft. 
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b) Arbeiter-Samariter-Jugend (ASJ) 

Die Arbeit der ASJ in Mecklenburg-Vorpommern untergliedert sich in offene Kinder- und 

Jugendarbeit, Jugendprojektarbeit, Jugendverbandsarbeit und Bildungsarbeit. Verfolgt 

werden folgende Ziele: 

 

• Kindern und Jugendlichen Freizeit- und Bildungsangebote zu unterbreiten 

• Jugendliche zu befähigen, die Angebote selbst durchzuführen und damit andere 

Jugendliche und Kinder zu betreuen und anzuleiten 

 

Die Finanzierung der Kinder- und Jugendarbeit der ASJ in Mecklenburg-Vorpommern 

erfolgt durch kostendeckende Zuwendungen des Landes und des ASB sowie durch  

ehrenamtliches Engagement.  

 

c) Gemeinnützige Gesellschaft für Kinder- und Jugendhilfe des ASB mbH 

(KJH gGmbH) 

Die Kinder- und Jugendhilfe wird über die 100-prozentige Tochter KJH gGmbH realisiert. 

 

d) ASB Zentrum für Bildung und Bevölkerungsschutz gGmbH  

Der ASB ist zu 100% an ASB Zentrum für Bildung und Bevölkerungsschutz gGmbH be-

teiligt. Zweck der Gesellschaft ist die Förderung der Volks- und Berufsbildung, des Wohl-

fahrtswesens, der Rettung aus Lebensgefahr, dem Katastrophenschutz und der Hilfe für 

Personen, die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf die 

Hilfe anderer angewiesen sind. 

 

e) ASB Küstenkinder gGmbH 

Der ASB hat sich an der ASB Küstenkinder gGmbH mit 25 % beteiligt. Diese betreibt in 

den Landkreisen Vorpommern-Rügen und Rostock 20 Kindertagesstätten und in Bent-

wisch eine Großküche. 
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2. Geschäftsverlauf  
 

a) Pflegeheime 

Die Pflege stabilisierte sich im Jahresverlauf 2023. Auftretenden Infektionen mit CoV 19 

wurde mit den verstetigten Maßnahmeplänen begegnet. 

 

Stärkeren Einfluss hatten weiterhin alle dem Krieg in der Ukraine zusammenhängenden 

wirtschaftlichen Umstände. Die Inflation trieb die Kosten für Lebensmittel und Brenn-

stoffe weiter in die Höhe. Die überdurchschnittlichen Preissteigerungen im Bereich Le-

bensmittel konnten auch 2023 nicht vollständig verhandelt und refinanziert werden. 

 
Die Zukunftssicherung wird mehr und mehr zum Thema der Politik. Die erwartete Ände-

rung der Rahmenbedingungen ist eingetreten, insbesondere durch den Abschluss des 

neuen Landesrahmenvertrages mit einer Erhöhung der Personalkorridore. Aktuell erwar-

ten wir eine umfassende Pflegereform, die auf der einen Seite zu einer deutlich besseren 

und einheitlichen personellen Ausstattung der Einrichtungen und auf der anderen Seite 

zu einer Begrenzung der finanziellen Belastung der Bewohner führt.  

 

In den Pflegeheimen setzen wir stringent den Weg der Digitalisierung fort. Im Pflegeheim 

An der Beke wurde mit Fördermitteln eine digitale Telefonanlage mit Schwesternruf in-

stalliert. Für das Pflegeheim Am Lindenhof wurde ein entsprechender Förderantrag ge-

stellt. Ferner wurde die Einführung und technische Umsetzung der digitalen Pflegedoku-

mentation auf digitalen Endgeräten (DANred) vorbereitet. 

 

Unser Projekt zur dauerhaften Gewinnung von Fachkräften in der Pflege haben wir mit 

indischen Auszubildenen fortgeführt.  

 

b) Mutter-Kind-Therapiezentrum (MKTZ) 

Im Bereich der Mutter-Kind-Kuren verzeichneten wir mit dem Abklingen der Coronapan-

demie ein starkes Ansteigen der Nachfragen nach Kuren. Die Belegungssituation war 

durchgehend gut.  
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Vermögenslage 
 

Das wirtschaftliche Eigenkapital zum 31. Dezember 2023 verbesserte sich durch den 

Jahresüberschuss um 556 TEUR auf 11.018 TEUR (Vj.: 10.462 TEUR). Die Bilanz-

summe hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 1.068 TEUR auf 24.149 TEUR erhöht.  

Finanzlage 
 

Die im Berichtsjahr getätigten Investitionen wurden aus Fremd- und Eigenmitteln be-

dient. 

Die Finanzlage des Vereins war jederzeit geordnet. 

Ertragslage 
 

Der Verein erzielte im Berichtsjahr einen Jahresüberschuss von 677 TEUR  

(Vj.: 1.127 TEUR).  

 

Der Anstieg der Erträge aus allgemeinen stationären Pflegeleistungen ist im Wesentli-

chen darauf zurückzuführen, dass der Verein mit Wirkung zum 1 Januar 2023 den Be-

trieb des Pflegeheimes „Am Weinberg“ übernommen hat. Weiterhin haben sich die Pfle-

gesätze im Berichtsjahr erhöht und es gab bei der Belegung Verschiebungen in höhere 

Pflegegrade. 

Weiterhin hat der Verein Wirkung zum 1. Januar 2023 hat der Verein den Betrieb  

„Mobiler Beratungs- und Umsorgungsdienst (MBU) übernommen.  

 

Der Anstieg der Erträge der Mutter-Kind-Therapiezentren ist im Wesentlichen darauf zu-

rückzuführen, dass der Verein im Berichtsjahr wieder ganzjährig in der Einrichtung Mee-

resbrise die Mutter-Kind- Kuren durchgeführt hat. 

 Das Therapiezentrum Heidesanatorium war im Berichtsjahr wie im Vorjahr ganzjährig 

geöffnet. 

 Bestandsgefährdende Risiken sind derzeit gegenwärtig nicht ersichtlich.  
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3. Investitionen 

  

a) Mutter-Kind-Therapiezentrum 

Durch die regulär durchgeführten Investitionen werden die qualitativen und quantitativen 

Arbeitsbedingungen in unseren Einrichtungen verbessert. Durch die von einem Archi-

tekten durchgeführte Bestandsanalyse im Sinne einer Zukunftsvorsorge, konnten kurz-

fristige und mittelfristige Investitionen abgeleitet werden. Hierzu gehörten (neben den 

regulären Ersatzbeschaffungen) folgende Maßnahmen: 

 

Meeresbrise: 

Für 2024: 

a) Beendigung horizontale Bauwerksabdichtung und Sanierung des ersten Teilab-

schnittes der horizontalen Bauwerksabdichtung 

 

Heidesanatorium: 

Austausch Bodenbelag Gemeinschaftsflächen 

 

Für 2024:  

a) Erneuerung Feuerwahrzufahrt 

b) Erneuerung Telefonanlage 

 

b)  Pflegeheim Lindenhof 

Planmäßig wurden 

Umbau und Sanierung des 3. OG zur Unterkunft von Auszubildenden und die 

Sanierung der äußeren Gebäudehülle fertiggestellt 

 

Für 2024: 

Erneuerung digitaler Schwesternruf und digitale Telefonanlage 

 

c) Pflegeheim Am Weinberg 

 
Für 2024 
 
Malermäßige Instandsetzung der äußeren Gebäudehülle 
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4. Finanzierungsmaßnahmen 

 

Im Rahmen der Kreditpolitik sind mit Stand 31.12.2023 langfristige Darlehen bei der 

Deutsche Kreditbank AG über TEUR 909, TEUR 1.844, TEUR 1.673, TEUR 2.844, 

TEUR 97, TEUR 358, TEUR 192, TEUR 1.150 und bei der Bank für Sozialwirtschaft über 

TEUR 1.625 sowie beim ASB-Bundesverband über TEUR 506, TEUR 319 zu bedienen. 

 

5. Entwicklungen 

 
a) Mutter-Kind-Therapiezentrum 

Die entwickelte Personalstruktur wurde nach dem Versorgungsvertrag, nach den  

QS-Reha-Qualitätsstandards und nach der Belegung ausgerichtet und ständig den  

aktuellen Bedingungen angepasst. Das Jahr 2023 zeigte Auswirkungen der pandemi-

schen Lage in den Vorjahren durch erhöhten Bedarf an Mutter Kind Kuren. Die Belegung 

im Berichtsjahr war entsprechend gut. 

 
b) Pflegeheim „Lindenhof“ Graal-Müritz , Pflegeheim 

„An der Beke“ Schwaan und Pflegeheim Am Weinberg Güstrow 

Die ständige Weiterentwicklung der Arbeitsbedingungen, Schulung unserer Mitarbeiter 

und Anpassung der Strukturen an die Bedarfe zeigen mehr und mehr ihre Wirkung. So 

konnten wir ab Mitte des Jahres auf den Einsatz von Fremdpersonal verzichten. Alle 

verhandelten Stellen waren mit eigenen Personen besetzt. 

 

Der ASB-Landesverband in Mecklenburg-Vorpommern tritt dem Fachkräftemangel, der 

sich insbesondere in der Gewinnung und Bindung von Fachkräften im Pflegebereich 

zeigt, durch die Ausbildung eigener Fachkräfte entgegen. Darüber hinaus versuchen wir 

durch aktive Verbesserung der Arbeitsbedingungen insbesondere auch Mitarbeiter  

anderer Berufszweige für einen Beruf im Gesundheitswesen zu interessieren. Darüber 

hinaus haben wir ein Projekt zur langfristigen Anwerbung und Ausbildung vietnamesi-

scher, indischer und Mitarbeiter anderer Nationen gestartet. 
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6. Mitgliederentwicklung 

 

Die Mitgliederentwicklung stellt sich wie folgt dar:  

• 31.12.2018 = 28.585 

• 31.12.2019 = 31.681 

• 31.12.2020 = 30.208 

• 31.12.2021 = 28.518 

• 31.12.2022 = 28.284 

• 31.12.2023 = 29.551 

 

Ziel ist es, Strategien zur deutschlandweiten Gewinnung neuer Mitglieder zu entwickeln. 

Die Entwicklung der Mitgliederzahlen ist insbesondere von der Intensität und Seriosität 

der Werbeaktionen der regionalen Gliederungen abhängig. Die Werbekampagnen wer-

den in zeitlichen Abständen und in Absprache mit regionalen Verbänden im ASB M-V 

wiederholt durchgeführt.  

 
7. Umweltschutz 

 

Der Landesverband betreibt seine Einrichtungen unter Beachtung der allgemeinen 

Pflichten zum Umweltschutz. Besondere Auflagen wurden nicht erteilt. Der ASB hat sich 

im Rahmen des Energieaudits zertifizieren lassen. Einzelne Maßnahmen werden in den 

Zweckbetrieben umgesetzt, wie z. B. Einsatz von LED-Leuchtmittel, Einsatz der Geräte 

nach Spitzenlasten. Im Jahr 2022 wurden die Installation eines Blockheizkraftwerkes 

abgeschlossen. Im ambulanten Bereich der Pflege ist eine Umstellung der Fahrzeug-

flotte auf E-Mobilität und die Errichtung einer Stromtankstelle umgesetzt worden. Ferner 

wurden energetische Sanierungsarbeiten am Pflegeheim Am Weinberg durchgeführt. 

 

Für Anlagen, aus deren Betrieb Gefahren für die Umwelt entstehen können, wurden 

Wartungsverträge mit Fachbetrieben abgeschlossen. Gemäß SGB VII und Vorschriften 

der Berufsgenossenschaft werden die Zweckbetriebe arbeitssicherheitstechnisch  

betreut. Ein Energieaudit hat Maßnahmen zur weiteren Verbesserung des Umweltschut-

zes und des sparsamen Umgangs mit Strom und Gas aufgezeigt, die in einen Maßnah-

menplan eingeflossen sind. 
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8. Ideeller Bereich 

 

Der ASB Landesverband M-V e. V., als Dachverband für regionale Verbände und deren 

gemeinnützige Gesellschaften, hat auch in 2023 seine satzungsgemäßen Aufgaben 

durch Förderung, Beratung, Koordination, Anleitung und Informationen zur Unterstüt-

zung der Dienstleistungserbringung der Gliederungen und Gesellschaften umfassend 

erbracht. 

 

Weiterhin nahm der Landesverband folgende Aufgaben wahr: 

 

• Versorgung mit fach- und sachbezogenen Informationen und Weitergabe von in-

ternen und externen Fort- und Weiterbildungsangeboten 

• Organisation und Durchführung regionaler Seminarveranstaltungen in Zusam-

menarbeit mit dem ASB-Bildungswerk 

• Planung, Organisation und Durchführung fachlicher Arbeitskreise/Arbeitstref-

fen/Fachtage für die Fachbereiche Wasserrettungsdienst, Notfallausbildung/Not-

fallvorsorge, Kindertageseinrichtungen, ambulante, teilstationäre und stationäre 

Pflege, Rettungsdienst 

• Weitergabe von Informationen zu ehrenamtlichen Tätigkeiten/Projekten und zum 

Freiwilligendienst in den regionalen Gliederungen wie den Bundesfreiwilligen-

dienst (BFD), Freiwillige Soziales Jahr, Bürgerarbeit 

• Koordination und Unterstützung der BFD-Einsatzstellen u. a. mit der Organisa-

tion der politischen Seminartage für die U 27, Überwachung des Kontingentes, 

Nachweisführung 

• Austausch zu aktuellen Kommunikationsthemen der Gliederungen, Einrichtun-

gen und Dienste im Rahmen einer Marketingwerkstatt sowie der Beratung vor 

Ort in den Gliederungen 

• Koordination, Organisation und Redaktion des Informationsblattes IM BLICK-

PUNKT und der Regionalseiten im ASB-Magazin sowie Erstellung des Presse-

spiegels des laufenden Jahres 

• Öffentlichkeitsarbeit für unterschiedliche Themen aus dem sozialen Dienstleis-

tungsbereich durch die aktive Nutzung der Medien Website und Facebook 

• Nutzung der eigenen ASB-Publikationen für die Lobbyarbeit; Kontaktpflege zu 

Bürgermeistern, Bundestags- und Landtagsabgeordneten 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An den Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., 

Rostock  

Prüfungsurteile  

Wir haben den Jahresabschluss des Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklen-

burg-Vorpommern e. V., Rostock – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 

und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 

zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-

richt des Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V., 

Rostock für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

● entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens- und Finanzlage des Vereins zum 31. Dezember 2023 sowie seiner Ertrags-

lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und 

● vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

des Vereins. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 

stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Un-

ternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
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berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lage-

bericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

des Vereins vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-

nen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahres-

abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-

teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-

aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche      

oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Vereins vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 

die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-

schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-

weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Vereins vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-

resabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-

tet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-

sche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-

den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

● identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 

werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche fal-

sche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zu-

sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

● gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-

vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 

Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieses Systems des Vereins abzugeben. 
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● beurteilen wir die Angemessenheit der von der Geschäftsführung angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden An-

gaben. 

● ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Vereins zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 

auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 

dazu führen, dass der Verein seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 

kann. 

● beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Vereins vermittelt.  

● beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Vereins. 

● führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den  

zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 

bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der  

zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 

dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-

chen. 
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN, STEUERLICHE UND WIRTSCHAFTLICHE VERHÄLTNISSE 

I Rechtliche Grundlagen

Rechtliche Grundlage des Vereins bildet die Satzung in der Fassung vom 11. Juni 2012. Die

rechtlichen Grundlagen des Vereins ergeben sich aus der nachfolgenden tabellarischen Über-

sicht.

Firma Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband

Mecklenburg-Vorpommern e.V

Rechtsform Verein

Sitz Rostock

Vereinsregister Der Verein ist beim Amtsgericht Rostock im Vereinsregister unter

der VR 1055 eingetragen.

Gegenstand des Vereins Nach § 2 der Satzung (Wesen und Aufgaben des Landesverban-

des) ist der ASB LV M-V eine Hilfsorganisation und ein Wohl-

fahrtsverband. Seine Aufgabengebiete sind die Hilfe bei Not- und

Unglücksfällen, die Wohlfahrtspflege, das Gesundheits- und Sozi-

alwesen, die Kinder-Jugend- und Familienhilfe sowie deren Aus-,

Fort- und Weiterbildung. Weiterhin gehören zu den Aufgaben des

Landesverbandes die überregionalen Aufgaben mit landesweitem

Bezug.

Geschäftsjahr 1. Januar bis 31. Dezember

Organe des Vereins  Landeskonferenz (als Mitgliederversammlung i. S. d. §

32BGB)

 Landesausschuss

 Landesvorstand (gesetzlicher Vertreter)

 Landesgeschäftsführung

 Landeskontrollkommission
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Landesvorstand Sebastian Schnabel, Rechtsanwalt, Landesvorsitzender

Ina-Maria Ulbrich, Staatssekretärin, stellv. Landesvorsitzende

Cora Hauptvogel, Personalreferentin, Landesjugendleiterin

Wiebke Wegner, Geschäftsführerin, Vorstandsmitglied

Alexander Gries, Dipl.-Pflegewirt (FH), Vorstandsmitglied

Landesgeschäftsführung Mathias Wähner, Rechtsanwalt

II Steuerliche Verhältnisse

Finanzamt Rostock

Steuernummer 079/141/15536

Gemeinnützigkeit Der Verein verfolgt gemäß § 2 der Satzung ausschließlich und

unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne der

steuerlichen Vorschriften.

Veranlagung Das Finanzamt hat die Steuerveranlagung für das Jahr 2021 mit

Steuerbescheiden vom 8. Feburar 2023 unter dem Vorbehalt der

Nachprüfung durchgeführt. Die Steuererklärungen für das Jahr

2022 sind beim Finanzamt eingereicht.

Außenprüfung Das Finanzamt Rostock hat im Zeitraum Dezember 2021 bis Mai

2022 eine steuerliche Außenprüfung für die Jahre 2015 bis 2018

für die Steuerarten Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Um-

satzsteuer durchgeführt und ohne wesentliche Feststellungen ab-

geschlossen.

Organschaft Der Verein ist mit seinem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb Un-

ternehmer i. S. d. § 2 UStG und unterliegt der Regelbesteuerung

nach §§ 16 bis 18 UStG. Mit der ASB Zentrun für Bildung und

Bevölkerungsschutz gGmbH als Organgesellschaft besteht eine

umsatzsteuerliche Organschaft.
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III Wirtschaftliche Verhältnisse 

Versorgungsvertrag

gemäß § 72 SGB XI

Es gilt der mit Wirkung zum 1. Mai 2008 novellierte Versorgungs-

vertrag nach § 111a SGB V für den § 24 SGB V (medizinische

Vorsorge) für die MKTZ. 

Einrichtungen Neben dem Betrieb der Landesgeschäftsstelle unterhält der Lan-

desverband im Rahmen von Zweckbetrieben folgende Einrichtun-

gen:

 Zwei Mutter-Kind-Therapiezentren (MKTZ) in Graal-Müritz

(MKTZ „Heidesanatorium“ und MKTZ „Meeresbrise“);

 ein Pflegeheim (PH) in Graal-Müritz (PH „Lindenhof“), ein Pfle-

geheim in Schwaan (PH „An der Beke“) und ein Pflegeheim in

Güstrow (PH  „Am Weinberg").

Die beiden Kurkliniken „Heidesanatorium“ und „Meeresbrise“ sind

zum „Mutter-Kind-Therapiezentrum“ (MKTZ) zusammengeführt.

Miet- und Dienstleistungs-

verträge

Das Pflegeheim in Schwaan wird auf der Grundlage eines Miet-

vertrags mit Frau Edith Luserke, Hamburg, genutzt. Die Laufzeit

des Vertrages endet am 31. Dezember 2036. Die monatliche Mie-

te betrug im Geschäftsjahr 36.200,00 EUR.

Daneben bestehen diverse Wartungsverträge für die Wartung

an/in Gebäuden, technischen Anlagen und der Betriebsausstat-

tung.
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Darlehensverträge Zur Finanzierung des Baus des MKTZ „Meeresbrise“ hat der Lan-

desverband im Jahr 2001 folgende Darlehen bei der DKB aufge-

nommen

 Ein durch die DKB ausgereichtes Darlehen der KfW Mittel-

standsbank, Frankfurt a. M., von ursprünglich 4.610 TEUR mit

einer Laufzeit von 25 Jahren. Seit November 2014 gilt bis zum

Ende der Zinsbindungsfrist die vierteljährliche Annuität von

86 TEUR.

 Ein Forward-Annuitätendarlehen in Höhe von 3.383 TEUR .

Seit 1. April 2011 gilt bis zum Ende der Zinsbindungsfrist die

vierteljährliche Annuität von 23 TEUR.

 Ein Annuitätendarlehen in Höhe von 1.227 TEUR. Seit 10. No-

vember 2014 gilt bis zum Ende der Zinsbindungsfrist die mo-

natliche Annuität von 7 TEUR.

Mit Darlehensvertrag vom 6. Juni 2013 wurde durch die DKB ein

weiterer Annuitätenkredit in Höhe von 4.700 TEUR zur anteiligen

Finanzierung des MKTZ Heidesanatorium, Graal Müritz gewährt.

Der ASB-Bundesverband gewährte dem Landesverband mit Da-

tum vom 27. Juni 2014:

 Ein Darlehen von 500 TEUR zum Erwerb der Immobilien des

MKTZ „Heidesanatorium“, sowie 

 ein Liquiditätshilfedarlehen von 750 TEUR. 

Die Sicherung der Darlehen erfolgt durch Abtretung von Mit-

gliedsbeiträgen und durch Eintragung einer Grundschuld in im Ei-

gentum des Darlehnsnehmers befindlichen Grundbesitz. Für die

beiden Darlehen hat der ASB LV weiterhin seine Geschäftsanteile

an der KJH sicherungshalber an den ASB-Bundesverband am 28.

Juli 2014 abgetreten (Urkundenrolle Nr. 660/2014 der Notarin

Margit Kirchhoff). Das wirtschaftliche Eigentum ist beim ASB LV

verblieben. Ferner verpfändete die KJH zur Sicherung der Darle-

hen an den ASB Bundesverband e. V. unentgeltlich eine Fest-
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geldeinlage von 250 TEUR.

Durch Darlehensvertrag vom 20. Dezember 2016 hat der ASB-

Bundesverband dem ASB LV ein zinsloses Darlehen von 50

TEUR zur Anschaffung eines Fahrzeuges im Rahmen des bun-

desweiten Projektes „Wünschewagen“ gewährt.

Für den Erwerb des Erbbaurechts an dem mit einem Pflegeheim

bebauten Grundstück in Güstrow des ASB OV Güstrow e.V. hat

der Verein mit Darlehensvertrag vom 30. April 2018 ein Darlehen

in Höhe von 2.000 TEUR aufgenommen. 

Für den Neubau der Geschäftsstelle hat der Verein mit Darle-

hensvertrag vom 14. Juni 2019 ein Darlehen in Höhe von 2.000

TEUR aufgenommen. 

Für die Sanierung der Brandmeldeanlage in der ASB Mutter-Kind-

Klinik Heidesanatorium hat der Verein mit Darlehensvetrag vom

2. April 2020 ein Darlehen in Höhe von 150 TEUR aufgenommen.

Für die Sanierung der Außenhülle der Mutter-Kind-Klinik Meeres-

brise und für die Sanierung der Küche im Heidesanatorium hat

der Verein mit Darlehensvertrag vom 4. November 2020 ein Dar-

lehen in Höhe von 500 TEUR aufgenommen.

Für die Sanierung der Heizungsanlage und Errichtung des Block-

heizkraftwerk in der ASB Mutter-Kind-Klinik Heidesanatorium hat

der Verein mit Darlehensvetrag vom 19. Januar 2021 ein Darle-

hen in Höhe von 250 TEUR aufgenommen.

Mit Darlehensvertrag vom 1. September 2023 wurde durch die

DKB ein  Annuitäten-Darlehen in Höhe von 1.150 TEUR zur Fi-

nanzierung des Grundstückskauf in der Krückmannstraße in

Güstrow. gewährt.





Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

 

 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 
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